
Bundessozialgericht

£a-1$é.ééäléé

I m N a m e n d e s \
V o l k e s

U r t e i l
in dem Rechtsstreit

Verkündet
30„ Sept„ 19 69 o o o o a a o o o o n 'c o o a o o o o o o o o o o o ,

Klägerin und Revisionsklägerin,

—Prozeßbcvollmächtigterz
„ „_0 ° „ „ o „ „ „ „ ° „—

e o o o o o o o o o e o o o o o o o o o o o o o 0 n ,

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 1„Scnat des Bundessozialgerichts hat auf die
{1mündliche Verhandlung vom 50„ o ptomber 1969 durch

Präsident Prof° Dr„ Wennug t
—Vorsitzender—,

Bundesrichter Dr„ H a u g und

Bundesrichter Dr„ S c h u b e r t ,
Bundessozialrichter Dr„ C o n r a d y und

Bundessozialrichter B e n e d y c 2 u k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden des U teil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 9„ Oktober 1968
und das Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom
14„ November 1966 aufgehoben, soweit es sich um die
von der Beklagten ungeordnete Rückzahlung und die
Kostenentscheidung handelt

Der Bescheid der Beklagten vom 290 Oktober 1965 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 110 Januar 1966
wird aufgehoben, soweit darin eine Rückzahlung von
10582‚6o DM im Wege der Einbeheltung von monatlich
1oo‚—— DM von der laufenden Rente der Klägerin ange—
ordnet werden ist°
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Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtliehen
Kosten des RevisionSVerfahrens und die Hälfte der außer*
gerichtlichen Kosten des ersten und Zweiten Rechtszuges
zu erstatten"

.-.—»————.„ _

Die 1916 geborene Klägerin, eine ehemalige medizinisch—

technische Assistentin, hat einen Arzt geheiratet, der

jetzt Obermedizinalrat ist„ Aus der Ehe sind zwei in den

Jahren 1947 und 1955 geborene Kinder hervorgegangeno

Wegen einer Lungentuberkulose erhält die Klägerin von der

Beklagten seit dem 500 Juli 1958 Rente wegen Erwerbsun—

fähigkeit (zunächst nach S 55 des Angestelltenversicherungs—

gesetzes —hVG—,dann n ch % 24 AVG)° Die Zahlung von Kin—

derzuschüssen wurde ihr mit Rücksicht auf % 59 Abs° 5 AVG

idF des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(inVNG) abgelehnt, weil sie den Unterhalt der ehelichen

Kinder vor Eintritt des Versieherungsfelles nicht über—

wiegend bestritten hebe„

Außerdem bezog die Klägerin wegen ihres Leidens seit

1941 eine Rente aus der Unfallversicherung (UV)° Kinderzu—
lagen wurden ihr wiederum wegen @ 559 b Abs„ 4 der Reichs—

versicherungsordnung (RVG) aF und 5 585 Abs° 6 Satz 2 RVO

idF des Unfallversicherungs—Neuregelungsgesetzes (UVNG)

vom 500 April 1965 nicht gezahlt„ '

Am 24; Juli 1965 entschied das
Bundesverfassungsgericht,

daß bei Versicherten Ehefreuen Erschwerungen der genannten

Art für den Kinderzuschuß mit Art„ 5 ‚lbs° 2 und 5 und

Art, 6 Abs° 1 des Grundgesetzes (GG) unvereinbar sind

(BVerfG 17, 1),
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Daraufhin bewilligte zunächst der Bayerische Gemeindeunfallver—

sicherungsverband , er die Unfallrente zahlte, durch Bescheid

vom 27„ Juli 4965 Kinderzulagen für zwei Kinder, und zwar nach

S 29 Abs° 5 RVO vom 4° Juni 4954 ano Dabei ergab sich für die

Zeit bis zum 54, August 4965 eine Nachzahlung von 6,669,70 DM,

welche die Klägerin ausbezahlt erhielt°

ilsdann berechnete auch die Beklagte die Rente wegen Erwerbsun—

fähigkeit unter Bewilligung von Kinderzuschüssen ab 4° Juni 4958

neu, Dabei war 5 55 Abs° 4 AVG zu beachten, und zwar einmal idF

des AnVHG und ab 4„ Juli 4965 idF des UVNG„ Danach ruht die

Rente aus der Angestelltenversicherung (AnV) beim Zusammentreffen

mit einer Rente aus er gesetzlichen Unfallversicherung insoweit,

als sie bis zum 500 Juni 4965 einschließlich des Kinderzuschusses

und ab 40 Juli 4965 ohne Kinderzuschuß zusammen mit der Rente aus

der Unfallversicherung sowohl 85 % des Jahresarbeitsverdienstes,

der der Berechnung der Verletztenrente zugrunde liegt, als auch

85 % der für ihre Berechnung maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage

übersteigt° Damit ergab sich bei einer ersten Berechnung einmal

eine Überzahlung von 20989‚40 DM für die Zeit b s zum 50, Juni 4965,
außerdem eine Nachzahlung von 40506,50 DM für d e Zeit vom 4„ Juli

4965 bis 50° November 4965 und schließlich ab 4° Dezember 4965 eine

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit von nunmehr 447,90 DM statt bisher

80,60 DM° '

i

i

In ihrem Bescheid vom 29° Oktober 4965, in dem diese Beträge

geringfügig beriehtigt wurden, verrechnete sodann die Beklagte

die Nachzahlung mit der Überzahlung° Hinsichtlich des verbleibenden

&*stbetrages der Überzehlung in Höhe von 4„582,60 DM ordnete sie an,
daß sie ihn in Raten von 400,-- DM monatlich vom 40 Dezember 4965 an

von der laufenden Bunte einbehalten werde, was jedoch wegen der von
der Klägerin eingelegten Rechtsmittel bisher nicht ausgeführt werden

ist°
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Der von der Klägerin wegen dieser Verrechnung sowie der

angekündigten Einbehaltung eingelegte Widerspruch wurde

durch Bescheid vom 110 Januar 1966 zurückgewiesenn Darauf-

hin erhob sie Klage mit dem Antrage,

den angefochtenen Bescheid in der Gestelt des

widerspruchsbeseheides aufzuheben‚ soweit die

errechnete Nachzahlung einbehalten wurde und

soweit eine laufende Einbeheltung von Renten—

bezügen angeordnet wurde, sowie die Bekl gte

zur Auszahlung des Hachzahlungsbétrages zu
verurteilen„

Das Sozialgericht (SG) Nürnberg hat diese Klage durch
Urteil vom 14„ N vember 1966 abgewiesen„ Die dagegen ein—

gelegte Berufung ist erfolglos geblieben° Das Landessozial—

gericht (LSG) München ist in seinem Urteil vom 90 Oktober

1968 der Auffassung, das LVerhalten der Beklagten sei nicht

zu beanstanden„ Die »ufrechnung sei nach % 78 AVG gerecht—

fertigt und die Rückforderung und die Einbehaltung des

verbleibenden Restbetrages nicht durch 5 80 AVG Verboten,

da er Fälle der vorliegenden Art nicht erfasseo

Hiergegen hat die Klägerin die vom LSG zugelassenen Revision

eingelegt mit dem Antrage,‘ '

1° das■ngefoehtene Urteil und das Urteil des
SG Nürnberg vom 140 November 1966 aufzuheben,

soweit sie die von der Beklagten angeordnete

Rückforderung von 1„382,60 DM betreffen,

20 den Bescheid der Beklagten von 29„ Oktober 1965

sowie den Widerspruchsbescheid vom 110 Jan er
1966 aufzuheben, soweit darin eine Nachzahlung

von 1„582‚6o DM und ihre Einbehaltung in monat—

lichen Teilbeträgen von 1oe,—— DM angeordnet

werden ist„

_5...
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Sie wendet sich somit nicht mehr dagegen, daß sie die Nach—

zahlung für die Zeit vom 40 Juni 4965 bis 500 November 1965

wegen der vorangegangenen Überzahlungen nicht erhalten soll,

wohl aber dagegen, daß der dan ch noch verbleibende Restbetrag

der Überzahlungen für die Vorangegangene Zeit zurückgefordert

wird und in Raten einbehalten werden soll„ Sie meint dazu, die

Beklagte könne diesen überzahlten Restbetrag in Höhe von

1„382,60 DN nicht beanspruchen° Alleinige Rechtsgrundlage für

einen etwaigen Rückforderungsanspruch sei 8 80 Satz 2 AVGO

In den Jahren 1958 bis 4965 habe sie, die Klägerin, die zu

hohe Rente gutgläubig empfangen„ Außerdem habe die Beklagte die

tberzahlung zu vertreten, Überdies handele sie ermessenswidrig,

wenn sie jetzt 2ückzahlungen beanspruchen Schließlich sei die

Rückforderung verjährt.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei°

Die Revision ist begründet°

“■oh 5 80 Satz 2 AVG darf der Träger der Rentenversicherung eine

Leistung nur zurückfordern, wenn ihn für die Überzahlung kein

Verschulden trifft und nur soweit der Leistungsempfänger bei

Empfang wußte oder wissen mußte, daß ihm die Leistung nicht oder

nicht in der gewährten Höhe zustand, und soweit die Rückforderung

wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers vertretbar

ist„ Hierzu ist anerkannt, daß Leistungen, die aufgrund eines nach

5 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) bindenden Verwaltungsakts

gewährt sind, nicht schon deshalb zu Unrecht gezahlt sind, weil

der Bescheid bei richtiger Rechtsanwendung überhaupt nicht oder

wenigstens nicht in der festgesetzten Höhe hätte ergehen dürfen

(BBG 20, 225)° Von diesem letzten Gßundsatz gibt es jedoch im
Zusammenhang mit den Ruhensvorschriften des @ 55 AVG Ausnahmen°
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Die Rechtsfolge des Ruhens tritt mit der Erfüllung eines

Ruhenstatbestandes kraft Gesetzes ein, und der hierüber

ergehende Bescheid hat lediglich feststellende (deklara—

torische) Bedeutung° Duraus ergibt sich, daß der Versiche—

rungsträger elsdann trotz des 5 77 SGGdas Ruhen der
Leistung, und zwar nicht erst vom Tage des Ausspruchs an,

sondern mit rückwirkender Kraft schon von der Erfüllung

des Ruhenstatbestandes an herbeiführen und den Rentenbe—

scheid ergänzen kann, wenn ein anderer, bisher nicht ge—

regelter Ruhenstatbestend hinzugetreten ist oder auch nur

verspätet in die Beurteilung einbezogen werden soll (BSG

26, 98, ioo)„ Unberührt hiervon bleibt jedoch die Frage
der Rückforderung einer etwaigen Überzahlung° Für sie gilt

wiederum grundsätzlich @80 AVG. '

Die Überzahlung‚ welche die Beklagte zurückfordern will,
ist in der Zeit vom 4„ Juni 4958 bis 50„ Juni 4965 einge—'

treten„ Dabei geht es, wie bereits erwähnt,aufgrund der

Beschränkung des ursprünglichen Klegeantrags in der

Revisionsinstanz nur noch um den nach Verrechnung mit der

Nachzahlung für die Spätere Zeit verbleibenden Differenz—

betrag von 1„582‚60 DF„ ' 4 ‘

An der gesamten damaligen Überzehlung traf die Beklagte

kein V‘erschulden° Die maßgebende Entscheidung des Bundes—

verfessungsgerichts (BVerfG), welche die erschwerenden

Voraussetzungen der Weisenrente und des Kinderzuschusses

nach ärt‚des @ 59 Abs„ 5 Satz 2 und des 5 44 Abs„ 2 AVG

idF des AnVNG für nichtig erklärte‚ ist erst am 240 Juli
4965 ergengen (BVerfG 17, 1)„ Zwar bewirkte diese Ent-

scheidung die Nichtigkeit der angeführten Vorschriften von
Anfang an (BVerfG 7, 577‚ 578)„ Die Beklagte konnte je—

doch auf die Rechtmäßigkeit des ordnungsmäßig zusta■e—

gekommenen und verkündeten AnVNG vertruuen°
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;llerdings will demgegenüber die Revision das Verschulden

der Beklagten in ihrem Verhalten nah dem Ergehen des genannten

Urteils des BVerfG sehen, nämlich darin, daß sie nicht alsbald

ihre etwaigen Erstattungsansprüche beim Gemeindeunfallversiche—

rungsverband anmeldete, nachdem dieser ihr seine Absicht mitge—.

teilt hatte, nachträglich Kinderzulagen an die Klägerin zu zahlen„

Diesen Ausführungen kann jedoch nicht gefolgt werden„ Zwar mag es

sein, daß die Beklagte bei zweckmäßigerer und vor allem schnellerer

Bearbeitung sich wegen der Überzahlung in der AnV aus der Nach-

zahlung in der UV hätte befriedigen können, bevor diese ausberahlt

wurde° Das ändert jedoch nichts daran, daß sie die Überzahlung

in der Vergangenheit nicht zu vertreten hatte° Damit würde der

.Rückfer erungsanspruch nach S 80 Satz 2 AVG nicht schon an seiner

ersten Voraussetzung scheitern, daß den Versicherungsträger kein

Verschulden trifft„

Jedoch kann man auch der Klägerin nicht vorwerfen, daß sie bei

dem Empfang ihrer zu hohen Rente in der Zeit vom 40 Juni 4958

bis 50° Juni 1965 wußte oder wissen mußte, daß ihr die Leistung

nicht in der gewährten Höhe zustando Sie kann insoweit nicht anders

behandelt werden als die Beklagte und durfte ebenfalls auf die

?echtmäßigkeit der damals bestehenden Gesetzesvorschriften ver—

trauen„ Allerdings will demgegenüber das SG auf den Zeitpunkt des

Empfangs der Nachzahlung aus der UV abstelleno Eine solche Be—

trachtungsweise scheitert jedoch daran, daß es nicht um die Rück-

forderung einer etwa zu hohen Nachzahlung aus der UV geht„ Zeitpunkt

der Zahlung der überhöhten Rente wegen Erwerbsunfühigkeit ist vielmehr

der Zeitraum vom 1„ Juni 4958 bis 50„ Juni 4963‚ In diesem aber war
die Klägerin gutgläubigo Somit muß ein Rückforderungsanspruch nach

5 80 Satz 2 AVG jedenfalls hieran scheiterno

Das alles entspricht auch der Auffassung des LSG° Es meint dazu

jedoch weiter, % 80 Satz 2 AVG betreffe lediglich die Regelfälleo

Nur hier solle der gutgläubige Versicherte darauf vertrauen können,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 -

daß die ihm zugebilligte öffentliche Leistung nicht ge—
ringer werde° Daneben gebe es jedoch eine Fallgruppe, in

der das Zusammentreffen von verschiedenen Leistungen

rückwirkend zu einer Veränderung der Versichertenrente

führe° Hier sei für das Kennenmüssen einer Überzehluhg

kein Raum mit der Folge, daß damit ein Rückforderungsan—

spruch auch bei Gutgläubigkeit gegebensei° Das folge aus
allgemeinen Rechtsgrundsätzen und entspreche dem Urteil

„)

es 4„ Senats des Bundessozialgerichts (BSG) in der Sache
ehe °‚’° BfA (4 RA 284/67 vom 24„ Juli 4968)„:‚J--.I.'UU U

)

er Auffassung des LSG über das Bestehen einer besonderen

@
ra

allgruppe vermag der Senat nicht beizutreten° Denn es
hat in erster Linie in der Hand des Gemeindeunfallversiche—

rungsverbandes gelegen, Doppelleistungen zu vermeiden und

auf etwaige Ersatzansprüche der Beklagten Rücksicht zu

nehmenc In diesem Zusammenhang bedarf es noch einiger er—
gänzender Ausführungen in tatsächlicher Hinsicht° Das LSG

hat in seinem Urteil am Ende des Tatbestandes zur weiteren

Sachdarstellung auf das Urteil des SG Bezug genommen„

Danach war der Bescheid vom 27° Juli 4965 über die'
nachträgliche Bewilligung von Kinderzulagen auch der

Beklagten übersandt werden mit der Bitte, einen evtlo

Ersat2anspruch innerhalb von 44 Tagen bekannt zu gebencß'

Darauf hat diese am 47° August 4965 ihren Brsatzansprueh

angemeldet und um Einbehaltung der Nachzahlung gebeten;

über die Höhe des Ersatzanspruchs werde weitere Nachricht

erfolgen° Am 280 September 4965 teilte dann jedoch der

Gameindeunfallversieherungsverband der Beklagten mit, die

Nachzahlung sei bereits der Klägerin überwiesen werden,

man sei nicht mehr in der Lage gewesen, die Nachzahlung

zurückzuhalten„ Die Versicherte sei verständigt 50rden,

daß Von der Beklagten aufgrund der gesetzlichen Bestimmun—

gen evtl° ein Ersatzansprueh geltend gemacht werden könne°

- 9 _
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Die vorliegende Streitsache ist auch ein typisches Beispiel für den

Fall, daß der Versicherungsträger das Ruhen einer Leistung nicht

erst vom Tage des Ausspruehs an, sondern mit rückwirkender Kraft her—

beiführen und einen früheren Ruhensbeseheid ergänzen kann, weil ein

weitergehender Ruhenstatbestand infolge der Entscheidung des BVerfG

nur verspätet in die Beurteilung einbezogen verden konnteo Die bei

der Anwendung der Ruhensvorschriften geltenden Grundsätze berech—

tigten die Beklagte bereits entgegen der Vorschrift des 5 77 SGG

zu einer Berichtigung der bisher festgesetzten Erntenbeträgeo Da-

rüber hinaus aber eine Rückforderung überzahlter Beträge, soweit sie

nicht durch Aufrechnung nach 5 78 AVG eingebracht werden können,

über die Grenzen des 5 80 Satz 2 AVG hinaus zuzulassen, besteht kein

Anlaß„ is muß im Gegenteil davon ausgegangen werden, daß das in

5 80 Satz 2 AVG geregelte Rückforderungsrecht des Versicherungs—
trägers praktisch nur bei Überzahlungen infolge von Nichtbeachtung

von Ruhens- oder Wegfallvorschr'ften in Betr;cht kommt, nachdem die

rechtswidrigen, aber nach 5 77 SGG bindenden Bescheide hier, wie

bereits erwähnt, ausscheiden„ Damit erscheint es dem Senat ausge—

schlossen, für Fälle der vorliegenden Art dem Versicherungsträger

ein über € 80 Satz 2 AVG hinausgehendes Rückforderungsreeht unter

allgemeinen G;siehtSpunkten zuzubilligeno Das Urteil II C 44/67

des Bundesverwaltungsgerichts vom 50 Dezember 1968 (Zeitschrift für

Beamtenrecht 1969, 2@5), das die Rückforderung überzahlter Versor-

gungsbezüge gestattet, wenn die Überzahlung auf einer rückwirkendeni

drhöhung der Dienstbezüge aus einer Wiederverwendung im öffentlichen

Dienst und rückwirkender Anwendung von Ruhensvorschriften beruht,

rechtfertigt keine andere Beurteilung° Zwar wird auch im Beamten—

recht die Auffassung vertreten, daß der Schutz des Vertrauens in die

Beständigkeit begünstigender Verwaltungsakte sich grundsätzlich nicht

auf Ruhensanordnungenerstreckt° Im übrigen aber richtet sich dort

die Rückforderung zuviel gezahlter Dienst— oder Versorgungsbezüge

nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) über die

H

Demgegenüber gelten im Sozialrecht Sonderbestimmungen, wie uva° % 452

C rausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung (SS 842 ff BGB}°
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AFG und S 47 VeerG sowie vor allem % 80.AVG ergeben°

Bin Zurückgreifen auf andere Rechtsgebiete erscheint auch

nicht deshalb zulässig, weil eine gesetzliche Regelung

fehlt, ob und inwieweit etwaige Eesatzansprüche zwischen

den Trägern der Rentenversicherungen und denen der UV

bestehen sollen, soweit es im Zusammenhang mit der „nwen—

dung der Ruhensvorschriften zu Überzahlungen gekommen ist°

Zwar kann der Versicherte, wie der Senat in seinem vom LSG

selbst angeführten Urteil 1 RA 281/67 vom 460 August_i968

ausgesprochen hat, grundsätzlich keine Doppelleistungen

verlangen° Im übrigen aber soll er aus sozialen Gründen
von der Verpflichtung zur Herausgabe bereits empfangener

‘eistungen in der Regel befreit seino

Die vom SG und der Beklagten angeführte Auffassung von
Wenders in Deutsche Rentenversicherung 4966, 524, 551

rechtfertigt keine andere Beurteilungo Zunächst meint auch

er nicht, daß es für Fälle der vorliegenden Art auf die

Gut— oder Bösgläubigkeit des Versicherte nicht nnkomme°

Nach seiner Ansicht muß es vielmehr, wenn die Unrecht—

mäßigkeit rückwirkend entstanden ist, also erst nach

Empfang der Leistung, genügen, daß der Empfänger die

nrechtmäßigkeit im Zeitpunkt ihres Entstehens erkannt

habe oder hätte erkennen können, Dies müsse z„B, denn gel—
ten, wenn die Leistungen der Rentenversicherung durch die

rückwirkende Auszahlung oder Erhöhung einer Unfallrente

nachträglich gekürzt oder eingestellt werden mußten,

Würde es auch in solchen Fällen auf den Zeitpunkt ankommen,

in dem die Rente aus der Rentenversicherung in Empfang

genommen wird, so würde sich der Empfänger stets auf seine
Gutgläubigkeit berufen können, Denn in diesem Zeitpunkt

hätte er noch nicht sicher Wissen können, daß ihm in der

Zukunft einmal für die gleiche Zeit eine Nachzahlung ge-
währt werden wird„ Die Worte “bei Empfang” könnten daher

nur im Zusammenhang mit dem Empfang der Leistung verstanden
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werden, welche die Überzahlnng bewirkt° Die Richtigkeit dieser

Auffassung kann jedoch letztlich dahingestellt bleiben„ Denn

wenn man überhaupt so vorgehen will, dann muß es für die Prüfung

der Frage der Gutgläubigkeit des Empfängers und dafür, ob den

Versicherungsträger kein Verschulden en der Überzehlung trifft,

nunmehr auch auf den Zeitpunkt der nachträglichen und rück-

wirkenden Bewil igung %Pd Zahlung der erhöhten Leistungen ankommen°

Hierbei ist dann i‘olgefichtig auf die nachgczahlte Unfallrente und
auf den Geneindeunfallversicherungsverband als zuständigen Versiche-

rungsträger abzustellen° Dieser aber hat einmal die Überzahlung

i„S° des für ihn maßgebenden @ 628 Satz 2 RVO möglicherweise dadurch

”ve‘schuldet“‚ daß er den von ihm errechneten Betrag an die Klägerin

ausbezahlt hat, ohne der Beklagten hinreichend Zeit für die Errech—

nung und rechtzeitige Be:enntgebe ihres Ersatzanspruchs zu lassen„

lußerdem hat er nach den Feststellungen im Urteil des SG der Klägeä

'rin mit Schreiben am 150 S.ptember 4965 auch noch m■geteilt‚ daß

auf die Nachzahlung von anderer Seite kein Ersatzanspruch erhoben

werde° Erst nach der Auszahlung am 150 September 1965 hä;er die

Klägerin auf die Möglichkeit eines Ersatzanspruchs der Beklagten

mit Schreiben vom 280 September 4965 hingewieseno Hierdurch konnte

aber die Rechtslage nicht mehr geändert werden und insbesondere

weder nachträglich das etwaige Verschulden des Trägers der UV rück—

wirkend beseitigt noch nachträglich rückwirk nd die Bösgläubigkeit

der Klägerin beim Empfang der Leistung begründet werden°

H era ändert sich auch nichts dadurch, daß es in dem Bescheid vom
27° Juli 4965 noch geheißen hatte, der errechnete Betrag von

6°669‚7o DN blOib0 zunächst bis Zur Klärung etwaiger Ersatzansprüche
einbehalten, w rüber eine gesonderte Mitteilung erfolgen werde°

Nachdem denn die bereits erwähnte Mitteilung vom 430 September

1965 ergangen war und der Betrag der Klägerin am selben Tage über-

wiesen wurde, lag in diesem Verhalten des Gemeindeunfallversicherungs«

verbandes der Verwaltungsakt, auf dessen &echtmäßigkeit die Klägerin

vertrauen durfte°
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Somit kann das Urteil des LSG, soweit es angefochtnn ist,

aus den genannten Gründen nicht aufrechterhalten werden‚

und die Revision muß den aus der Urteilsformel ersicht—

lichen Erfolg haben, da die in 5 80 Satz 2 AVG normierten
Voraussetzungen für einen Rückforderungsanspruch nicht

erfüllt sind„‘

Die Kosfenentscheidung beruht auf 5 493 SGG„
:
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